
Aktenzeichen: I m H a m e n d e e V o l k e 5

1212311325155.
In Sachen

.-

„ lltZueeste
am 27„August 1962

0 . . . o l 0 . 0 l . . l l 0 ' 0 0 0 0 o . o l o .

Beklagten und Revisionsllägerin,

g e g e n

0 0 . o o c . I l 0 0 . | . . o 0 o o 0 0 c o o . .

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 12. Senat des Bundessozialgerichts ohne

mündliche Verhandlung am 20. Juli 1962 unter idit—

wirkung von

Senatspräsident R—a & c k
als Vorsitzenden,

Bündesrichter M e 1 l w i t z und

Bundesrichter Dr. S c h u b e r t
als weiteren Berufsrichtern,

Bundessozialrichter B o g a t z und

Bundessozialrichter Dr.?ritzemeyer
als ehrenamtlichen Beisitzern;

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Bayerischen Landessoziälgerichts vom 9.Septcnbcr

1958 mit den ihm zugrunde liegenden Feststellungen

aufgehoben, soweit es die Zeit vom 1.Januar 1957
4..„.; n.:-bis zum 31. Dezember 1958 be„i_ll .

Die Sache wird insoweit zu neuer Verhandlung und

Entscheidung an das Lendessozialgericht zurüchver—

wiesen.

V 0 n R e c h t s w e g e n.
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Der im Jahre 1900 geborene Kläger war früher selbständiger

Landwirt in Ungarn. Dort will er von 1913 bis 1929 mit Unter—
brechungen versicherungspflichtig tätig gewesen sein, zuletzt

in den Wintermonaten 1927/28 und 1928/29 als Saisonarbeitcr

in der Zuckerfabrik Großzinkendorf. Als selbständiger Landwirt
hat er keine freiwilligen Beiträge zur ungarischen Sozialver—
sicherung geleistet. 1946 wurde er aus Ungarn vertrieben. Im

Bundesgebiet war er bis Anfang April 1952 mit Unterbrechungen

ihvalidenversicherungspflichtig beschäftigt. Hierüber liegen

die Quittungskarten Nr. 1 und 2 vor.

Am 24. Mai 1952 beantragte der Kläger die Gewährung von Inva—

lidenrente. Durch Bescheid vom 29. März 954 lehnte die Beklagte
den Antrag mit der Begründung ab, daß nach den vorhandenen

Quittungska?ten nur insgesamt 45 rechtenirksame Monatsbeiträge

nachgewiesen seien. Von den Beschäftigungszeiten in Ungarn

könnten nur die nach dem 1. Januar 1929 liegenden angerechnet

werden, weil erst zu diesem Zeitpunkt dort die Sozialversiche—'

rung eingeführt werden sei. Die Wartezeit sei damit nicht er—
füllt, so daß ein Rentenanspruch nicht gegeben sei.

Hiergegen hat der Kläger Klage erhoben und zur Begründung vorge—

tragen, er sei vom 1. Oktober 1944 an Soldat bei einer SS—Ein—

heit gewesen und habe sich anschließend bis zum 2. Oktober 1945

in russischer Kriegsgefangensthaft befunden. Diese Zeit müsse
lihm als Ersatzzeit gutgebracht werden. Außerdem habe er noch

von Oktober bis Dezember 1946 bei der Firma näevääz=„ci■rßreee

in Würzburg gearbeitet. Dort seien für ihn weitere Versicherungs—

beiträgc geleistet werden. im übrigen sei die Wartezeit bei ihm

schon deshalb erfüllt, weil er am 9. Juni 1950 einen landwirt—
schaftlichen Arbeitsunfall erlitten habe, durch den er invalide

geworden sei. Schließlich sei die Wartezeit auch nach der Um—

siedlerverordnung vom 19. Juni 1943 als erfüllt anzusehen.
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Die Beklagte hat demgegenüber im Verfahren vor dem Sozial—

geriCht (SG) vorgebracht, selbst wenn man unterstelle, daß

der Kläger tatsächlich entsprechend seinen Angaben bis zum

51. März 1929 in der Zuckerfabrik Großzinkendorf beschäf—

tigt gewesen sei, dürfte auf Grund der in der letzten Zeit

gemachten Erfahrungen sowie mit Rücksicht darauf, daß seiner—

zeit die Sozialversicherung in Ungarn sich erst im Entwick—
lungsstadium befunden habe, anzunehmen sein, daß keine Bei-

träge abgeführt werden sind. Somit könne auch die nachträg-

lich nachgewiesene Kriegsdienstzeit und die anschließende

Kriegsgefangenschaft nicht berücksichtigt werden.

Das SG. Nürnberg hat die Klage durch Urteil vom 28.September

1955 abgewiesen. Es ist davon ausgegangen, daß selbst bei

Berücksichtigung weiterer Beitragsl€istungen während der

Besohäftigungen bei der Firma Hrseet=‘ä‘■e=rr:=eeWie bei

521=f N===r==—und bei Anrechnung von ungarischen Beiträgen

für die Zeit vom 1. Januar bis 51. März 1929 insgesamt nur
47 Beitragsmonate nachgewiesen seien. Der Wehrdienst komme

als Ersatzzeit nicht in Betracht, da der Kläger durch ihn
nicht an der Leistung seiterer Ve sicheruhgsbeiträge ge—
hindert werden sei. Die Invalidität sei auch nicht durch_

den Unfall vom 9. Juni 1950 verursacht werden. Da somit

die Wartezeit nicht erfüllt sei, bestehe kein Anspruch auf

Renteo

In seiner Berufung hat sich der Kläger erneut auf den von
ihm geleisteten ■ehrdienst beiegen, ferner darauf, daß für

ihn als Flüchtling @ 1251 Abs° 1 Nr. 6 der Reichsversiche—

rungsordnung (RVO) nF anzuwenden sei.

Hierzu hat die Beklagte vorgebracht, auch nach ungarischen

Recht sei nicht versicherungspfliehtig gewesen, wer nur

eine Nebenbeschäftigung ausgeübt habe. Die Tätigkeit des
Klägers in der Zuekerfabrik sei damals für ihn als selbstän—

digen Bauern eine Nebenbeschäftigung (Saisonarbeit) gewesen,

die eine Versicherungspflicht nicht begründet habe. Damit

könne aus diesem Grunde die Spätere Kriegsdienstzeit und
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die Zeit der Kriegsgefangenschaft nicht angerechnet werden,

so daß nach wie vor die.■artezeit nicht erfüllt sei.

Das Landessozialgericht (LSG) hat auf Grund des inzwischen

in Kraft getretenen Arbeiterrentenversicherungs-Heuregelungs-

gesetzes (ArVNG) von 23. Februar 1957 auf den entsprechend ein—
geschränkten Klageantrag bin die Beklagte antragsgemüß ver—

urtei t, dem Kläger Rente wegen Berufsunfähigkeit ab 1.Januar

1957 zu gewähren. Es hat festgestellt, der Versicherungsfall

der Invalidität sei im Jahre 1952 eingetreten. Damals hätten

selbst bei Unterstellung einer Beitragsleistung zur ungarischen
Sozialversieherung für die drei Kalendermonate vom Januar bis

März 1929 höchstens 49 Beitragsmonate vorgelegen° Damit sei

die Wartezeit für die begehrte Rente noch nicht erfüllt gewesen.
Der Kläger sei aber Vertriebener i.5. des 5 1251 Abs. 1 Dr. 6

EVO nF. Diese Vorschrift gelte auch für alte VersicherUngsfälle,

d.h. für Versicherungsfälle vor dem Inkrafttreten des ArVKG.
Danach seien noch 19 Monate Ersatza€it anzurechnen, nämlich je

12 Kalendermonate.für die Jahre 1945/36„v0n denen jedoch die
bereits berücksichtiqten Versicherungszeiten bei der Firma
R==ti==ia L====c= mit Zwei-Monaten und die bei Tätä=we=v:„it

3 Monaten abgingen, so daß noch 19 üonate Ersatzzeit blieben°

Hierdurch sei bei 44 sicher nachgewiesenen Beitragsmonatcn

bereits eine Versicherungszeit von insgesamt 63 Monaten belegt

und die Wartezeit nach neuem Recht erfüllt, so daß der Renten—

anspruch vom 1. Januar 1957 an gegeben sei. Unter diesen Um—l

ständen brauche nicht mehr geprüft zu werden, ob der Kläger

in Ungarn sozialversichert gewesen sei und ob damit die Kriegs—

dienstzeit als Ersatzzeit zu berücksichtigen sei.

Im Urteil ist die Revision zugelassen. Die Beklagte hat Revision

eingelegt. Sie ist lediglich bereit, dem Kläger auf Grund des

Fremdrenten-'und Auslandsrenten-Neuregelungegesetzes EANG)

vom 25. Februar 1960 (BGBl I 93) Versichertenrente vom 1.Jenugr

1959 an zu zahlen, und beantragt,
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das Urteil des Bayerischen LSG vom 9. September

1958 insoweit aufzuheben‚ als es den Rentenan—

spruch für die Zeit vom 1. Januar 1957 bis zum

31. Dezember1958betrifft.

Zur Begründung führt sie aus, @ 1251 EVO nF gelte entgegen

der Auffassung des LSG nicht für alte Vereicherungsfälle.

Die vom K äger behaupteten ungarischen Versicherungszeiten

könnten auch nicht als glaubhaft gemacht anerkannt werden"

Bemit entfalle die Anrechenberkeit der Kriegsdienstzeit

nach @ 1363 RVO &? ebenfalls.

Hiermit ist der Kläger nicht einverstanden" Er hält das

angefochtene Urteil für richtig und beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Die Parteien haben sich mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden erklärt„

Die Revision ist form- und fristgerecht eingelegt und be—

gründet sowie nach 5 162 Abs. 1 Nr° 1 des Sozialgerichte—

gesetzes (SSG) °tetthaft° Sie mußte auch im wesentlichen
Erfolg haben„ Das LSG durfte die Verurteilung der Beklag—
ten zur Zahlung von Rente vom 1° Januar 1957 an nicht auf

5 1251Abs„'1 Hr„ 6 nvo nr stützeno

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts

(BSG) — vgl° ua BSG 9, 92; 10, 151 - gilt die neue ■rsutz—
zeitenregelung nur für Rentenensprüche aus Versicherungs—

fällen, die seit dem Inkrafttreten des ArVHG.(1.Januer

1957) eingetreten sind° Für frühere Versicherungefälle

ist @1251eve auch nicht auf demWegeüber Art. 2 5 8
Satz 1 ArVNe‘i‚v.m. den @@1249und 1250eve anwendbero
Nach der Rechtsprechung des BSG ergeben der Wortlaut,

Zweck und Sinnzusemmenhang der genannten Vorschrift, daß

Art‚ 2 @ 8 ArVNG nur auf € 1249 RVG hinweist, nicht aber
zugleich über die Klemmerzusätzc in den @@1?49, 1250 RVO
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auf die Ersatzzeitehregelung in 5 1251 EVO. Die zuletzt er—

wähnte Vorschrift findet deshalb auf Versicherungsfälle, die

vor dem 1. Januar 1957 liegen, keine Anwendung (vgl. BSG 9,
92). Dieser Auffassung hat sich der erkennende Senat ange—
schlosSen (12/3 RJ 60/59 vom 50. 115311962)° Ihr folgt im
übrigen nunmehr das Bayerische LSG ebenfalls {Urt.v.14.7.1961)

Amtsblod. Bayer.8taatsmin. f. Arbeit‘und soz. Fürs° 1962

S. B 9)° Auch die Umsiedlerverordnung vom 19.Juni 1945 (RGBl

I 575) vermag die Verurteilung nicht Zu rechtfertigen. Der

Kläger ist nicht Umsiedler im Sinne dieser Verordnung, son_

dern erst nach dem Kriege aus Ungarn vertrieben werden.

Der Kläger kann sich jedoch möglicherweise, was das LSG dahin—

gestellt gelassen hat, auf % 1263 Nr. 3 BVD aF berufen° Da—
'nach gelten als ärsatzzeiten für die Erfüllung der Wartezeit

ue° Zeiten, in denen der Versicherte in Mobilmachungs— oder

Kriegszeiten dem Deutschen Reich Kriegs—, Sanitäts— oder

ähnliche Dienste geleistet hat, wenn die Versicherung vorher
bestanden hat„ Dabei ist des Fremdrenten— und Auslandsrenten—

gesetz (FAG) vom 7a August 1953 (BGBl I 848) zu berüCäsichtie

gen. Nach dessen @ 4 Abso 1 Satz 1 und 2 werden in den Ren—

tenversicherunan die bei einem Träger der gesetzlichen Ren—
tenversicherung i.S° des 5 1 Abs. 2 FAG zurückgelegten oder

von ihm zu berücksichtigend6n Versicherungszeiten (Beitrags—

oder Ersatzzeiten) für Wartezeit und Anwertschaft, für die
Rentenberechnung und das Recht auf freiwillige Versicherung

wie die in den Rentenversicherungen im Bundesgebiet zurück—

gelegten Versieherungszeiten angerechnet. Dies gilt für Bei—

trsgszeiten ohne Rücksicht darauf, ob sie nach Bundesrecht

anrechenbar waren, für Ersatzzeitcn jedoch nur, soweit sie

nach dem Bundesrecht anrechenbar sind._Aus dieser völligen
_

Gleichstellung fremder und bundesrechtlicher Beitragszeiten

ergibt sich, daß die nach Bundesrecht, also nsch den @@1263,

1267, 1268 EVO eF und den einschlägigen Sonderbestimmungen

zu berücksichtigenden Ersatzzeiten auch dann enzurechncn

sind, wenn sie auf die nach.5 4 Abs. 1 Satz 1 und 2 zu be—
rücksichtigende fremde Beitragszeit folgen, Umgekehrt können
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aber ■rsatzzeiten‚ die nach Bundesrecht nicht angerechnet

werden — zB Kriengienstzeiten in der ungarischen wehrmecht —
weder für die Wartezeit noch für die Rentenberechnung enge—

rechnet werden (vgl° VerbKomm° 5. Aufl‚ 5 4 FAG Anm. 3)„

Mithin muß sich hiernach die ?rege, ob die Versicherung

im Sinne des letzten Helbsatzes des 5 1265 RVG &? vorher

bestanden hat, ebenfalls nach deutschem Recht richten.’

- Hierbei ist aber 5 5 des Gesetzes über die Verbesserung

der Leistungen in der Rentenversicherung vom 24° Juli 1941

(BGBl I 445) zu beachten, wonach die knwartschaft aus allen

Beiträgen, die für die Zeit vom 1. Januar 1924 bis zum Ab—

lauf des auf das Kriegsende folgenden Kalenderjahres ent—

richtet sind, als erhalten galt, sofern nicht der Versiche——

rungsfell bereits vor dem 26„ August 1939 eingetreten war.

Schon hiernach hätte somit der Kläger, falls Anfang des
Jahres 1929 einige Beiträge zur ungarischen Rentenversiche-

rung für ihn entrichtet werden sein sollten, z.Zt. seiner

Einberufung noch versichert gewesen sein können (BSG 4„

186, 189; 9, 43, 46; 10, 150; 11,1295‚‘297)„ Damit erübrigte
sich eine Stellungnahme zu dem oben erwähnten Urteil des'

Bayerischen LSG vom 14. 7° 1961, wonach bei in der Zeit

vom 1° 4. 1945 bis 31. 12. 1956 eingetretenen Versicherungsf

fällen eine Versicherung im Sinne des 5 1263 RVO aF vor Be-

ginn der etwaigen tartezeit stets bereits dann bestanden

hat, wenn bei Beginn ein nach @ 1249-RVO nF enrechenberer

Beitrag vorhanden ist„ '

Das LSG hat bisher jedoch keine FeStstellungen darüber ge—
‚troffen, ob für den Kläger tätsächlich Anfang des Jahres

192 einige Beiträge zur ungarischen Sozialversicherung

‘ abgeführt werden sind und ob er später dem Deutschen Reich

Kriegsdienste geleistet hat„

. - SGG
Somit mußte die Suche nach 5 171 Abs‚ 2/zur Nachholung
dieser Feststellungen und zu neuer Verhandlung und Ent—
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scheidung hinsichtlich der noch streitigen Zeit vom 1.Januar

1957 bis 51. Dezember 1958 an die Vorinstanz zurückvcruicsen

werden„ '

Dabei wird das LSG auch über die Kosten des Revisionsvérfah—

rens zu entscheiden haben.
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